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M it der Angst vor den Mutationen
des Coronavirus geht in Europa
ein neues, altes Gespenst um: die

Wiedereinführung von Grenzkontrollen.
Politiker fürchten dies, denn auch ein be-
fristetes Zurück zu Behinderungen des
freien Reiseverkehrs wäre ein Eingeständ-
nis des Scheiterns. Jetzt, wo sich Europa
in einer Krisensituation bewährt hat, kä-
me das ungelegen. Die schnelle Entwick-
lung eines Impfstoffs und – entgegen
kurzsichtiger Polemik – seine zentrale Be-
schaffung durch die EU waren ein Vorzei-
geprojekt grenzüberschreitender Zusam-
menarbeit und Solidarität.

Dennoch brauchen die Staaten Euro-
pas eine abgestimmte Strategie. Es darf
nicht sein, dass Nachbarstaaten in Fragen
der Öffnung der Gastronomie und des
Einzelhandels so unterschiedliche Ansät-
ze verfolgen, dass daraus touristische An-
reize entstehen, die jede Eindämmungs-
strategie zunichtemachen. Sollte ein abge-
stimmtes Vorgehen nicht erreichbar sein,
müsste eine Regierung, die geschworen
hat, Schaden vom Volk abzuwenden, auch
Grenzkontrollen ins Auge fassen. Dann
stünde auch die Frage von Impfausweisen
wieder auf der Tagesordnung. Schon um
diese hochemotionale Debatte nicht füh-
ren zu müssen, sollte Europa eine gemein-
same Strategie entwickeln.

D rei Jahre schwelt die Affäre um die
Bank Santander und die Universi-
tät Heidelberg nun schon. Doch

der Verdacht, zwischen einer Auftragsver-
gabe der Uni und einer Millionenspende
der Bank bestehe ein dubioser Zusam-
menhang, konnte bisher nicht vollends
ausgeräumt werden. Nun haben Abgeord-
nete von Regierung und Opposition ver-
traulich in die Akten geschaut – und of-
fenbar neue Merkwürdigkeiten entdeckt.

Ihre Forderung ist daher nur konse-
quent: Wissenschaftsministerin Bauer sol-
le den Vorgang der Generalstaatsanwalt-
schaft vorlegen, so wie das in den Anti-
Korruptionsregeln des Landes vorgesehen
ist. Das wäre nicht einmal eine womöglich
diskriminierende Strafanzeige, sondern
eine niederschwellige Prüfbitte. Kämen
die objektiven Ermittler wie Bauers Mi-
nisterium zu dem Schluss, es gebe keine
belastbaren Hinweise auf Rechtsverstöße,
wäre alles bestens – für die Ministerin, die
Uni und die Bank. Wirksamer könnte die
Grüne dem Eindruck nicht begegnen, sie
wolle gemeinsam mit der Uni ihrer Hei-
matstadt etwas unter den Tisch kehren.
Zudem würde sie endlich der Vorbildrolle
des Landes beim Kampf gegen Korruption
gerecht. Was gibt es für Bauer also noch zu
überlegen?

Objektiv prüfen
Ministerin Bauer sollte die Affäre um die 
Bank Santander der Justiz vorlegen – im 

Interesse aller Akteure. Von Andreas Müller

D as Spannungspotenzial mancher
Sportarten wurde lange Zeit nicht
erkannt. Pfeile-Werfen galt einst

als öder Zeitvertreib von Kneipengängern,
ehe die Höchstleistungen mit der Live-
übertragung von Darts-Weltmeisterschaf-
ten und einer Siegprämie von 500 000
Pfund geadelt wurden. Beim Schachspiel
hingegen dachten viele, dass irgendwelche
Superhirne beim Grübeln anzufeuern auf
Dauer so ermattend sei, wie dem Gras
beim Wachsen zuzuschauen.

Seit dem Erfolg der Netflix-Serie „Das
Damengambit“, in der ein Waisenmäd-
chen zur Schachkönigin aufsteigt, ist alles
anders. Plötzlich spielen Begriffe wie
Bauernopfer und Rochade nicht mehr nur
in der Politik eine Rolle und werden Eröff-
nungen, die in Hängepartien münden, in
Millionen Schlafzimmern nachgestellt.
Legendäre Züge wie Großmeister Alexei
Schirows Konter auf Veselin Topalovs
47.Kg1 sind Grundschulstoff. Soziologen
vermuten, das Interesse an Schach und
anderen exotischen Sportarten sei Coro-
na-bedingt. Netflix reagiert bereits mit der
Verfilmung der Geschichte von Daniel
Baraniuk, der seit dem Lockdown in stän-
diger Angst leben muss, dass sein Weltre-
kord im Pfahlsitzen – 196 Tage – in ir-
gendeinem Vorgarten eingestellt wird.

Dank Netflix entwickelt sich Schach zum 
neuen Freizeitspaß. Von Matthias Ring

Unten Rechts

Lockdown-Boom

Es geht nur 
gemeinsam 

Eine Wiederkehr von Grenzkontrollen 
in Europa muss vermieden werden. 

Von Norbert Wallet 

Tricks und Finessen in den Dieselprozessen

E s war ein Termin, dem alle Akteure
im Dieselskandal entgegenfieber-
ten: Erstmals sollte der Bundesge-

richtshof (BGH) im Oktober mündlich
über die in zwei Vorinstanzen abgewiese-
nen Klagen eines Daimler-Käufers ver-
handeln. Handelt es sich bei der Motor-
steuerung von Daimler, die nur in einem
bestimmten Temperaturbereich für die
volle Abgasreinigung sorgt, um eine unzu-
lässige Abschalteinrichtung? Oder ist das
„Thermofenster“, weil für den Motor-
schutz notwendig, nicht zu beanstanden?

Von der Antwort auf diese Fragen
hängt es ab, ob Tausende Besitzer betrof-
fener Fahrzeuge doch noch auf Schaden-
ersatz hoffen können. Mit großer Span-
nung wurde daher die Einschätzung der
Karlsruher Richter erwartet. Alle verspra-
chen sich davon mehr Klarheit: der Daim-
ler-Konzern, die Kunden und ihre Anwäl-
te, die Rechtsschutzversicherungen und
die Gerichte. Doch kurz vor der Verhand-
lung kam vom BGH die Absage: der Kläger
habe seine Revision kurzfristig zurückge-
zogen. Mitte Dezember, hieß es, sei ein
ähnliches Verfahren terminiert.

Wieder warteten alle Beteiligten auf
den großen Tag, wieder wurden sie kurz
davor enttäuscht. Erneut machte der Käu-
fer gleichsam in letzter Minute einen
Rückzieher. Nun wollen die Richter am 9.
März über Daimlers Thermofenster ver-
handeln – und alle Beteiligten zittern, ob
auch dieser Termin wieder platzt. „Wir
warten sehnsüchtig auf eine BGH-Ent-
scheidung“, heißt es beim Landgericht
Stuttgart, das von der Flut der Daimler-
Klagen allmählich lahmgelegt wird.

Warum klagt sich ein Autobesitzer vom
Landgericht über das Oberlandesgericht
bis zum Bundesgerichtshof,
um dann kurz vor dem Ziel
aufzugeben? Schnell kursier-
te eine naheliegende Vermu-
tung: Daimler habe mit dem
Kunden wohl einen Vergleich
geschlossen, um eine für den
Konzern ungünstige, dann
aber wegweisende Entschei-
dung zu vermeiden. So hatte
es Volkswagen reihenweise
vorgemacht, so praktizierte
es auch Daimler in einzelnen,
diskret behandelten Fällen.
Im großen Stil war es nicht
nötig, denn bei den Gerichten
hatten die Stuttgarter lange
gute Karten: das Gros der
OLG-Fälle entschied der
Konzern für sich, erst zuletzt
gab es einzelne Niederlagen. Das könnte
sich freilich ändern, seit der Europäische
Gerichtshof (EuGH) im Dezember enge
Grenzen für die Zulässigkeit von Abschalt-
einrichtungen gezogen hat.

Von Daimler indes kam ein klares De-
menti: Man habe nichts mit der Rücknah-
me der Revision zu tun und wisse auch
nichts darüber, hieß es auf Anfrage. Beim
zweiten Mal versicherte der Konzern
schon ungefragt, man habe keinen Ver-
gleich geschlossen und nicht auf den
Rückzieher hingewirkt. Wer aber steckte
dann dahinter? Die zuständigen Anwälte
lassen das unbeantwortet. „Zu den Grün-
den können wir keine Stellungnahme ab-
geben“, heißt es etwa bei von Rueden in
Berlin, einer der großen Klägerkanzleien.
An die Kläger selbst kommt niemand ran.

Offiziell bleibt das Rätsel ungelöst.

Doch unter Anwälten und Richtern, bei
den Autobauern und den Versicherern
gibt es eine Theorie, für die einiges
spricht: In beiden Fällen hätten Anwälte
den Klägern die Forderungen abgekauft,
um eine BGH-Entscheidung zu vermei-
den. Den Autobesitzern sei es schließlich
gleich, von wem sie den Schaden ersetzt
bekämen. Zitierfähig spricht niemand
über diese These, weil sie sich bisher nicht

beweisen lässt. Hinter vorge-
haltener Hand aber wird ihr
bei Recherchen unserer Zei-
tung eine hohe Plausibilität
bescheinigt. Sogar in einem
Dieselprozess vor dem Land-
gericht Stuttgart wurde 2020
erörtert, dass es offenbar eine
konzertierte Aktion mehrerer
Kanzleien gebe.

Warum aber sollten An-
wälte eine BGH-Entschei-
dung partout verhindern wol-
len? Dafür gibt es zwei ziem-
lich gegensätzliche Erklärun-
gen. Die eine: es gehe den Ad-
vokaten darum, dass ihr luk-
ratives Geschäftsmodell mög-
lichst lange floriere. „Fal-
sche“ Signale aus Karlsruhe

könnten es erschweren, neue Mandate zu
akquirieren. Die andere: die Anwälte woll-
ten nur vermeiden, dass die vom BGH
ausgewählten, nicht sonderlich aussichts-
reichen Fälle zur Grundlage von wichtigen
Weichenstellungen würden; dafür gebe es
weitaus bessere und besser betreute Ver-
fahren.

Variante eins zeugt von einer kriti-
schen Sicht auf die „Klageindustrie“. Das
ist der Kampfbegriff, den die Autoindust-
rie für die Dieselanwälte geprägt hat. Auch
die Daimler-Rechtsvorständin Renata
Jungo Brüngger verwendet ihn, um die
neuen Sitten zu beschreiben. Einige Kanz-
leien betrieben da „sehr aktiv ihr Busi-
ness“, konstatierte sie im Dezember: „Der
Mandant sucht nicht mehr seinen Anwalt,
sondern der Anwalt seinen Mandanten.“
Auswüchse gibt es fraglos. Gleich mehrere

der dank des Dieselskandals teils stark ge-
wachsenen Kanzleien preisen sich markt-
schreierisch als „die führende“ an, und der
Online-Schnelltest stellt die Klageaus-
sichten fürs eigene Auto teils zu optimis-
tisch dar: Sogar die Eingabe „Bobbycar“
ergibt zuweilen Chancen auf Schaden-
ersatz. Die Klagen selbst sind ein ertrag-
reiches Massengeschäft, bei dem viel mit
Copy and Paste gearbeitet wird. Anwalt
und Mandant lernen sich zuweilen erst
vor Gericht kennen.

Auch die Rechtsschutzversicherungen
sind naturgemäß keine Fans der Dieselan-
wälte: Sie bezahlen letztlich deren Diens-
te. Nach der jüngsten Bilanz des Bran-
chenverbandes summieren sich ihre Aus-
gaben für Anwalts-, Gerichts- und Gutach-
terkosten auf mehr als 800 Millionen
Euro, bei einem Gesamtstreitwert von sie-
ben Milliarden Euro. Gezahlt wird freilich
nur bei reellen Erfolgsaussichten, die res-
triktiv geprüft – und vielfach bejaht wer-
den. Wie Daimler wünschen sich auch die
Versicherer dringend eine BGH-Entschei-
dung; die beiden Rückzieher beäugen sie
argwöhnisch. Einer der Ex-Kläger dürfte
nach StZ-Recherchen nun Ärger bekom-
men: seine Assekuranz fordert von ihm
Auskunft über die näheren Umstände.
Sollte er sich zum Schweigen verpflichtet
haben, steckt er in einer Klemme.

Für die Kanzleien hingegen verwech-
seln die Kritiker Ursache und Wirkung.
Die Verbraucheranwälte hätten nur des-
halb so viel zu tun, weil die Autokonzerne
in so großem Stil getrickst hätten, argu-
mentiert etwa Stoll & Sauer aus Lahr. Die
angebliche Klageindustrie sei ein Spiegel
ihres eigenen Wirkens, das „Gejammer“
diene nur der Ablenkung. Man sei stolz
darauf, Milliarden für die Verbraucher er-
stritten zu haben. Von Verhältnissen wie
in den USA, vor denen die Daimler-Frau
Jungo Brüngger gewarnt hatte, sei
Deutschland noch „meilenweit entfernt“.

Kritisch sehen umgekehrt viele Diesel-
anwälte – Variante zwei – die Rolle des
Bundesgerichtshofs. Schwer nachvollzieh-
bar ist es für sie, wie die Karlsruher Rich-

ter die Revisionsfälle zur Verhandlung
auswählen. Ihr Verdacht: es würden ge-
zielt solche herausgegriffen, bei denen
sich Ansprüche gegen die Autoindustrie
gut abbügeln ließen. Aus übergeordneten
Gründen, so das unterstellte Kalkül, soll-
ten die Hersteller nicht härter als unbe-
dingt nötig für die Dieseltricks büßen
müssen. Kriterien oder Systematik der
Auswahl lässt der BGH auch auf Medien-
anfragen im Kern unbeantwortet.

Kräftig gewachsen ist das Misstrauen,
seit der Präsident des OLG Dresden vori-
ges Jahr an seine Kollegen in ganz
Deutschland appellierte. Sie sollten prü-
fen, ob sich ihre Dieselverfahren nicht zu-
rückstellen ließen, bis Karlsruhe die Rich-
tung vorgegeben habe. So würden Kapazi-
täten der Justiz nicht nutzlos gebunden
und der BGH nicht mit Arbeit „zugeschüt-
tet“. Untermauert war die Bitte mit einem
Zitat des zuständigen Senatsvorsitzenden.
Schon im Frühjahr überstiegen die einge-
henden Revisionen und Beschwerden das
Jahrespensum, man sei „dankbar für jedes
Verfahren“, das nicht beim BGH lande.

Seither hagelt es Anträge von Kläger-
anwälten, den BGH-Richter als befangen
abzulösen. Begründung: Er wolle den
Rechtsschutz der Verbraucher beschnei-
den, zugunsten der Autoindustrie. Wenn
keine Urteile der Oberlandesgerichte
mehr drohten, böten die Konzerne näm-
lich keine Vergleiche mehr an. Inzwischen
wurden beim BGH die Zuständigkeiten
geändert. Der Senat des abgelehnten Vor-
sitzenden kümmert sich nur noch um alte
Dieselfälle, offiziell zu seiner Entlastung,
alle neuen landen bei zwei anderen Sena-
ten. Begründung? Geheimsache.

Noch einmal wird sich das Gericht wo-
möglich nicht durch einen Rückzieher
vorführen lassen. In Juristenkreisen gilt
es als nicht unwahrscheinlich, dass die
Richter ihre Einschätzung zu Daimlers
Dieseltechnik schon vorher publik ma-
chen. Es wäre nicht das erste Mal, dass
schon vor der Verhandlung ein sogenann-
ter Hinweisbeschluss an die Prozesspar-
teien ergeht.

Daimler, die Autokäufer, Rechtsanwälte, Versicherer und Gerichte: alle warten sehnlichst auf Vorgaben aus Karlsruhe zum Abgasskandal.
Doch schon zwei Termine am Bundesgerichtshof sind kurzfristig geplatzt – hinter den Kulissen wird massiv taktiert. Von Andreas Müller

Auspuff eines Daimler-Diesels – das umstrittene „Thermofenster“ steuert, was raus kommt. Foto: dpa/Sven Hoppe

„Klagen sind
ein attraktives
Geschäft für
einige Kanzleien
geworden.“
Renata Jungo Brüngger,
Daimler-Rechtsvorständin

Foto: dpa/Marijan Murat

Albanien wird zum Brennpunkt der Balkanroute

D er erhoffte Aufbruch in ein neues
Leben endete für die Schiffbrüchi-
gen im albanischen Krankenhaus.

Stark unterkühlt und mit Verbrennungen
wurden 55 Geflüchtete aus Syrien, dem
Iran und Ägypten von der Küstenwache
unweit der Hafenstadt Vlora aus ihrem
sinkenden Schlauchboot gefischt. Starker
Wellengang und Wind hatten die Luft-
kammern des drei Stunden lang im Was-
ser treibenden Boots schwer beschädigt.
Gleichzeitig wurden die hilflosen Passa-
giere mit glühend heißem Benzin aus dem
defekten Motor bespritzt.

Laut albanischen Medien zahlten die
Passagiere für die Schlauchbootfahrt zwi-
schen 2000 und 4000 Dollar pro Person.
Zusammen mit seinen beiden Schwestern
und dem siebenjährigen Neffen hatte sich
der Syrer Jilal M. an die lebensgefährliche
Überfahrt gewagt. Sein Bruder habe das
Geld bezahlt. „Ich weiß nicht wie viel“, be-
richtete er niedergeschlagen nach seiner
Rettung: „Wir wollten nach Italien, nach
Europa, wohin auch immer.“

Immer mehr Transitmigranten auf der
sogenannten Balkanroute steuern auf
ihrem Weg nach Westen Albanien an.
Selbst im Corona-Jahr 2020 nahm die
Zahl der in dem Adriastaat offiziell regist-
rierten Flüchtlinge laut Auskunft des UN-
Flüchtlingshilfswerk UNHCR in Albanien
mit 11 967 leicht zu. Der Großteil stammt
aus Syrien, Afghanistan oder dem Irak
und reist aus Griechenland ein, so Artur
Marku vom UNHCR in Tirana. Die Mig-
ranten sähen in Albanien nur eine Durch-
gangsstation und setzten ihre Reise fort –
in Richtung Montenegro oder Kosovo.

Ursachen für die neue Route sind laut
Jasmin Redzepi, dem Direktor der Flücht-
lingshilfeorganisation Legis im mazedoni-
schen Skopje, Serbiens neuer Grenzzaun
zu Nordmazedonien sowie der vermehrte
Knüppeleinsatz beim Zurückdrängen der
ungewollten Grenzgänger. „Es mehren
sich die Fälle von Flüchtlingen, die von
serbischen Grenzern zusammengeschla-
gen werden und mit Verletzungen zurück-
kehren.“ Albaniens Grenzen seien durch-

lässiger. Dass kaum ein Flüchtling in Alba-
nien bleiben will, liegt auch an der mise-
rablen Versorgung. Medien berichten über
immer mehr mittellose Flüchtlinge, die in
Tirana um Nahrung betteln. Mehrmals
hat das albanische Helsinki-Komitee die
Erhöhung der staatlichen Hilfe ange-
mahnt, die 2020 nur 2,60 Euro pro
Flüchtling und Tag betrugen. Mit Unter-
stützung internationaler Hilfsorganisa-

tion wurde jetzt die Kapazität der Aufnah-
melager auf 400 Plätze erhöht.

Doch bis auf die Caritas scheinen sich
nur wenige Wohlfahrtsorganisationen mit
den Flüchtlingen zu beschäftigen. „Wir
versuchen seit Jahren, mit albanischen
Organisationen zu kooperieren“, berichtet
Legis-Direktor Redzepi. „Aber keine von
ihnen kümmert sich wirklich um die Ver-
sorgung der Leute.“

Immer mehr Flüchtlinge stranden in dem verarmten Adriastaat.
Ihre Lage ist teils dramatisch. Von Thomas Roser

NEUE ROUTE ÜBER DEN BALKAN
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